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Antrag 

der Abgeordneten Ruth Waldmann, Doris Rau-
scher, Hans-Ulrich Pfaffmann, Angelika Weikert, 
Ilona Deckwerth, Susann Biedefeld SPD 

Bürgerschaftliches Engagement stärken –   
„Zukunftsstiftung Ehrenamt Bayern“ auf stabiles 
Fundament stellen! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Der Landtag begrüßt, dass die Staatsregierung – an-
knüpfend an die Gesetzesinitiative der SPD-Fraktion 
aus dem Jahr 2015 – eine „Zukunftsstiftung Ehrenamt 
Bayern“ auf den Weg bringen will, um hierdurch vor-
bildhafte und innovative Projekte im Bereich des bür-
gerschaftlichen Engagements besser unterstützen 
und fördern zu können. 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, dem Aus-
schuss für Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und 
Integration zum aktuellen Planungsstand zu berichten, 
ein entsprechendes Konzept zur konkreten Ausgestal-
tung der Stiftung vorzulegen sowie darzulegen, wel-
che Maßnahmen sie ergreifen will, um die Beteiligung 
des Landtags sicherzustellen. 

Begründung: 

Der Freistaat Bayern verfügt über eine ungemein akti-
ve und vielfältige Bürgerschaft, in der sich viele junge 
und ältere Menschen in ihrer Freizeit unentgeltlich en-
gagieren und Verantwortung übernehmen. Dem frei-
willigen Engagement kommt deshalb eine zentrale 
gesellschaftliche Bedeutung zu. Immer wieder entste-
hen dabei auch kreative, innovative und zukunftswei-
sende Projekte, die es entsprechend zu unterstützen 
gilt. Die Errichtung einer Stiftung kann hierfür einen 
wichtigen Beitrag leisten. Die Planungen der Staats-
regierung, eine solche „Zukunftsstiftung“ auf den Weg 
zu bringen, sind daher zu begrüßen. Einen entspre-
chenden Gesetzentwurf hatte die SPD-Fraktion im 
Jahr 2015 in den Landtag eingebracht (Drs. 17/7764). 

Eine solche Stiftung soll zu dem Zweck neu errichtet 
werden, bürgerschaftliches Engagement zugunsten 
gemeinnütziger, mildtätiger und kirchlicher Zwecke 
sowie des demokratischen Staatswesens in seinen 
verschiedenen Ausprägungen zu fördern. Gerade 
kleinere Projekte, die in besonderem Maße auf eine 
derartige Unterstützung angewiesen sind, geraten hier 
in den Blick. Wie die Staatsregierung die geplante 
„Zukunftsstiftung“ konkret ausgestalten will, ist zum 
derzeitigen Zeitpunkt noch nicht abschließend geklärt. 
Sie wird daher gebeten, dem federführenden Aus-
schuss für Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und 
Integration zum aktuellen Planungsstand zu berichten. 
Außerdem ist ein entsprechendes Konzept zur kon-
kreten Ausgestaltung der Stiftung vorzulegen sowie 
darzulegen, welche Maßnahmen die Staatsregierung 
ergreifen will, um die Beteiligung des Landtags sicher-
zustellen. 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und 
Integration 

Antrag der Abgeordneten Ruth Waldmann, Doris Rauscher, 
Hans-Ulrich Pfaffmann u.a. SPD 
Drs. 17/18447 

Bürgerschaftliches Engagement stärken - "Zukunftsstiftung Eh-
renamt Bayern" auf stabiles Fundament stellen! 

I. Beschlussempfehlung: 

Der Antrag wird für erledigt erklärt. 

Berichterstatterin: Ruth Waldmann 
Mitberichterstatter: Dr. Gerhard Hopp 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Arbeit und Soziales, Ju-
gend, Familie und Integration federführend zugewiesen. Wei-
tere Ausschüsse haben sich mit dem Antrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 73. Sit-
zung am 26. Oktober 2017 beraten und für e r l e d i g t  erklärt. 

Joachim Unterländer 
Vorsitzender 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet



Erster Vizepräsident Reinhold Bocklet: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 2 auf:

Abstimmung

über eine Verfassungsstreitigkeit und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Von der Abstimmung ausgenommen ist zum einen die Nummer 15 der Anlage. Es ist 

dies der Antrag der Abgeordneten Biedefeld, Schuster, Dr. Rabenstein und anderer, 

SPD, betreffend "Verzicht auf die Sperre frei werdender Stellen beim Zentrum Bayern 

Familie und Soziales …" auf Drucksache 17/17552, der auf Wunsch der SPD-Fraktion 

gesondert beraten werden soll, sowie zum anderen die Nummern 40 und 42 der Liste. 

Es sind dies die Dringlichkeitsanträge der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und 

der SPD-Fraktion betreffend "Rechtssicherheit bei der Erhebung der Erbschaftsteuer 

wiederherstellen" und "Sonderweg bei der Erbschaftsteuer beenden" auf den Drucksa-

chen 17/18251 und 17/18270. Auch diese beiden Anträge sollen gesondert beraten 

werden. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten 

der Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der SPD, 

der FREIEN WÄHLER und der GRÜNEN. Gegenstimmen? – Keine. Stimmenthaltung-

en! – Auch keine. Nun frage ich die fraktionslosen Abgeordneten, ob und welchem 

Fraktionsvotum diese sich anschließen wollen. – Diese enthalten sich. Damit wird das 

protokollarisch so festgehalten. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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